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Drudcsadie 


Der Bundesminister des Innern 
II B 1 - 221 471/4 


Bonn, den 25. März 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Gesetz zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 
vom 31. August 1965 (BGBl. I S. 1005) 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 1. Juli 1965 
— Drucksachen IV/3462, rV/3578, IV/3661 — 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 195. Sitzung am 1. Juli 
1965 zu dem Gesetz zur Änderung des Bundesbesoldungsgeset- 
zes, durch das die Gewährung von Verpflichtungsprämien für 
Unteroffiziere oiid Mannschaften eingeführt worden ist, einen 
Entschließungsantrag des Ausschusses für Inneres laut Druck- 
sache IV/3578 angenommen, in dem die Bundesregierung er- 
sucht wird, dem Bundestag bis zum 1. April 1966 über die Er- 
fahrungen mit diesem Gesetz zu berichten und dabei auch dar- 
zustellen, ob es notwendig und zweckmäßig ist, die Regelung 
auch auf andere Bereiche des öffentlichen Dienstes auszudehnen. 

Namens der Bundesregierung nehme ich hierzu wie folgt Stel- 
lung: 


1. Erfahrungen mit dem Gesetz *) 

1. Erstverpflichtimgen: 

a) Die Erstverpflichtungen bei Wehrpflichtigen sind vom 
2. Halbjahr 1964 zum 2. Halbjahr 1965 geringfügig zu- 
rückgegangen. Hierbei sind folgende Umschichtungen 
eingetreten: 

Verpflichtung auf 2 Jahre von 89,4 v. H. auf 88,4 v. H. 

Verpflichtung auf 3 Jahre von 5,3 v. H. auf 2,6 v. H. 

Verpflichtung auf 4 Jahre von 5,0 v. H. auf 8,9 v. H. 

Verpflichtung auf 5 und mehr Jahre von 0,3 v. H. auf 

0,1 V. H. 

Die Erstverpflichtungen auf 4 Jahre haben sich somit zu 
Lasten der übrigen Verpflichtungszeiten erhöht. 


•) Die diesem Absdmitt zugrunde liegenden absoluten Zahlen können nicht 
veröffentlicht, jedoch auf Anforderung in den zuständigen Ausschüssen 
vorgetragen werden. 
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b) Die Zahl der Einstellungen von Freiwilligen (ohne Abi- 
turienten mit 2jähriger Verpflichtung) ist vom 2. Halb- 
jahr 1964 zum 2. Halbjahr 1965 um 14,1 v. H. zurück- 
gegangen. Hierbei haben sich die Verpflichtungszeiten 
wie folgt verändert: 

Verpflichtung auf 2 Jahre von 33,5 v. H. auf 28,9 v. H. 

Verpflichtung auf 3 Jahre von 27,8 v. H. auf 26,2 v. H. 

Verpflichtung auf 4 Jahre von 35,4 v. H. auf 42,1 v. H. 

VerpfliAtung auf 5 und mehr Jahre von 3,3 v. H. auf 

2,8 V. H. 

Auch hier ist eine Umschichtung zugunsten der Ver- 
pflichtung auf 4 Jahre eingetreten. 

2. Weiterverpflichtungen: 

a) Von längerdienenden Mannschaften haben sich im 2. 
Halbjahr 1964 3,4 v. H. und im 2. Halbjahr 1965 4,8 v. H. 
des Gesamtbestandes an längerdienenden Mannschaften 
weiterverpflichtet. Dabei sind folgende Umschichtungen 
eingetreten: 

Verpflichtung auf 4 Jahre von 25,1 v. H. auf 55,4 v. H. 

Verpflichtung auf 8 Jahre von 3,4 v. H. auf 28,4 v. H. 

Verpflichtung auf 12 Jahre von 0 v. H. auf 2,5 v. H. 

übrige Verpflichtungen von 71,5 v. H. auf 13,7 v. H. 

b) Von dem Gesamtbestand ah Unteroffizieren auf Zeit 
haben sich im 2. Halbjahr 1964 19,4 v. H., im 2. Halb- 
jahr 1965 33,1 V. H. weiterverpflichtet. Hierbei haben 
sich folgende Umschichtungen ergeben: 

Verpflichtung auf 4 Jahre von 5,7 v. H. auf 6,1 v. H. 

Verpflichtung auf 8 Jahre von 18,0 v. H. auf 32,8 v. H. 

Verpflichtung auf 12 Jahre von 20,2 v. H. auf 46,1 v. H. 

Verpflichtung auf 15 Jahre von 0 v. H. auf 10,5 v. H. 

übrige Verpflichtungen von 56,1 v. H. auf 4,5 v. H. 

Von den Weiterverpflicfatungen der Unteroffiziere ent- 
fallen 75 V. H, auf Unteroffiziere ohne Portepee, also 
vorwiegend jüngere Unteroffiziere, davon rd. 87 v. H. 
auf 8 und mehr Dienst jahre. 

Von den vorhandenen Unteroffizieren mit Portepee 
haben sich 92 v. H. auf 12 und mehr Dienstjahre weiter- 
verpflichtet. 

c) Bei einem nahezu gleichen Bestand an Soldaten auf Zeit 
ist die Zcihl der Weiterverpflichtungen somit von 

9,6 V. H. im 2. Halbjahr 1964 auf 
16,8 V. H. im 2. Halbjahr 1965, 

also um 74,2 v. H., angestiegen. Dabei haben sich die 
durch die Weiterverpflichtungen erzielten Verpflich- 
tungsjahfe von 
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33 567 Jahren insgesamt und 2,16 Jahren pro Kopf im 
2. Halbjahr 1964 auf 

89 335 Jahre insgesamt imd 3,31 Jahre pro Kopf im 
2. Halbjahr 1965, 

somit um 55 718 Jahre, das sind 166,1 v. H. insgesamt, 
und 1,15 Jahre, das sind 53,2 v. H. pro Kopf, erhöht. 
Zu dieser Steigerung hat neben dem Anwachsen der 
Weiterverpflichtungen hauptsächlich das Eingehen län- 
gerer Verpflichtungszeiten beigetragen. 

3. Die Gewähnmg von Verpflichtungsprämien hat sich beson- 
ders auf die Lage der Unteroffiziere günstig ausgewirkt. 
Der Bestand an Unteroffizieren mit einer Verpflichtung auf 
12 und mehr Dienst jahre hat sich von Ende 1964 auf Ende 
1965 um 193,4 v. H. erhöht. 

Hierdurch ist die Zahl der Unteroffiziere, die später als bis- 
her aus der Bundeswehr entlassen werden, entscheidend 
angewachsen. Dies wird zusammen mit dem Zuwachs an 
jungen Unteroffizieren in den nächsten Jahren zu einer 
weiteren Erhöhung des Unteroffiziersbestandes führen. Die 
Umschichtungen von kürzeren auf längere Dienstzeiten 
haben außerdem zur Folge, daß Unteroffiziere mit Erfahrun- 
gen und Fachausbildung länger der Truppe erhalten bleiben, 
die Ausbildungskosten besser genutzt werden und die Per- 
sonalbewegungen eingedämmt werden können. 

Bei den Freiwilligen, Wehrpflichtigen und längerdienenden 
Mannschaften hat sich die Gewähnmg von Verpflichtungs- 
prämien dagegen nicht nennenswert ausgewirkt. Es darf 
allerdings nicht übersehen werden, daß der Rückgang der 
Einstellungen von Freiwilligen und der Erstverpflichtungen 
von Wehrpflichtigen wesentlich auf die schwachen Geburts- 
jahrgänge 1944 bis 1946 zurückzuführen ist. Bei den Frei- 
willigen kommt sicherlich hinzu, daß im Jahre 1965 in der 
Öffentlichkeit noch zu wenig über die Möglichkeit einer 
Gewährung von Verpflichtungsprämien bekannt gewesen 
ist. 

II. Ausweitung des Gesetzes auf andere Bereiche des öffent- 
lichen Dienstes 

1 . Der Ausschuß für Inneres hat in seiner abschließenden Bera- 
tung des Gesetzentwurfs am 15. Juni 1965 — Drucksache 
IV/3578 — seine Bedenken gegenüber einer Abweichung 
von den beamtenrechtlichen Grundsätzen mit Rücksicht auf 
die besonders schwierige und bei der anhaltenden Vollbe- 
schäftigung sich noch verschärfende Personallage bei der 
Bundeswehr zurückgestellt. Bei dieser Beratung wurde aber 
bereits auf die möglichen Auswirkungen, insbespndere auf 
den Bundesgrenzschutz, hingewiesen. Es kann schon jetzt 
festgestellt werden, daß die Einjführung der Verpflichtungs- 
prämien für die Bundeswehr die Personallage im Bundes- 
grenzschutz ungünstig beeinflußt. 
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Bei der Musterung der Wehrpflichtigen des Geburtsjahr- 
ganges 1946 haben die als Laufbahnberater eingesetzten 
Polizeivollzugsbeamten im Bundesgrenzschutz beobachtet, 
daß sich nur solche Wehrpflichtige für den Dienst im BGS 
interessieren, die von vornherein anstreben-, nur eine 18- 
monatige Dienstzeit abzuleisten, um damit ihre Verpflich- 
tung zur Ableistung des Grundwehrdienstes bei der Bundes- 
wehr gemäß § 42 Abs. 1 Satz 2 des Wehrpflichtgesetzes zum 
Erlöschen zu bringen. (Im Jahre 1965 wurden 4675 Polizei- 
vollzugsbeamte im BGS entlassen). Diejenigen Wehrpflich- 
tigen, die eine längere Dienstzeit anstreben, bewerben sich 
bei der Bundeswehr. In zahlreichen Gesprächen wurde von 
den Wehrpflichtigen eindeutig erklärt, daß bei der Wahl 
zwischen einer längeren Dienstzeit bei dem Bundesgrenz- 
schutz oder bei der Bundeswehr die finanziellen Vorteile 
der Verpflichtungsprämie zugunsten der Bundeswehr ent- 
scheidend seien. Durch diese Entwicklung entgeht dem Bun- 
desgrenzschutz der dringend benötigte Nachwuchs an Unter- 
führern aus den Reihen der längerdienenden Polizeivoll- 
zugsbeamten. Diese Auswirkungen sind zukünftig in noch 
stärkerem Maße zu erwarten, wenn den Wehrpflichtigen 
allgemein die Zahlung von Verpflichtungsprämien bei der 
Bundeswehr bekanntwird. 

Auch bei den längerdienenden Polizeivollzugsbeamten im 
BGS in der Grenzjäger- und Unterführerlaufbahn wirkt sich 
die Einführung von Verpflichtungsprämien bei der Bundes- 
wehr negativ aus; die Bereitschaft zum Längerdienen im 
BGS sinkt noch mehr als bisher. Im Jahre 1965 haben 238 
Polizeivollzugsbeamte im BGS in der Grenzjäger- und Unter- 
führerlaufbahn ihre Entlassung nach einer mehr als zwei- 
jährigen, jedoch vor Ablauf der achtjährigen Dienstzeit, 
beantragt, davon allein 94 in den Monaten September bis 
Dezember 1965. Damit hat sich die ohnehin schon besorgnis- 
erregende Personallage bei den längerdienenden Polizei- 
vollzugsbeamten im BGS der Grenzjäger- und Unterführer- 
laufbahn — aus der im Jahre 1965 857 GS-Unterführer z. T. 
im Rahmen der Berufsförderung ausgeschieden sind — wei- 
terhin verschlechtert. Auch die Gewinnung von Beamten 
auf Lebenszeit der Grenzjäger- und Unterführerlaufbahn 
ist erschwert. So waren von 498 GS-Unterführern, denen im 
Jahr 1965 eine Übernahme als Beamte auf Lebenszeit im 
BGS angeboten worden ist, nur 273 hierzu bereit. Eine 
Reihe älterer GS-Unterführer, die zur Übernahme als Beamte 
auf Lebenszeit im BGS vorgesehen waren, hat sich nach 
Ablauf der achtjährigen Dienstzeit im BGS bei der Bundes- 
wehr beworben, um nach eigenen Angaben neben anderen 
materiellen Vorteilen als Soldat auf Zeit auch in den Genuß 
der Verpflichtungsprämie zu gelangen. Bei diesen Beamten 
handelt es sich vornehmlich um Fachkräfte aus dem Fem- 
meldedienst mit langjähriger Ausbildung, deren vollwerti- 
ger Ersatz besonders schwierig ist. 
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Eine Ausweitung der Gewährung von Verpflichtungs- oder 
Dienstzeitprämien auch auf den Bereich des Bundesgrenz- 
schutzes erscheint daher im Interesse der Funktionsfähigkeit 
des BGS unausweichlich. 

2. Das Zivilschutzkorps wird sich schon zu Beginn seines Auf- 
baus weitaus größeren Personalschwierigkeiten gegenüber- 
sehen, als dies beim Aufbau des Bundesgrenzschutzes und 
der Bundeswehr der Fall war. 

Bereits jetzt kann mit Sicherheit angenommen werden, daß 
es außerordentlich schwierig sein wird, für das Zivilschutz- 
korps Angehörige auf Zeit zu gewinnen. Die Angehörigen 
auf Zeit des Zivilschutzkorps sind den Soldaten auf Zeit 
bei der Bundeswehr in jeder Hinsicht gleichgestellt. Daher 
dürfte auch die Zahlung von Verpflichtungsprämien im Zivil- 
schutzkorps unter den gleichen Voraussetzungen und im 
gleichen Umfang wie bei der Bundeswehr nicht zu umgehen 
sein. 


In Vertretung 

Dr. Schäfer 
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